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D Von Guido Nischwitz  
 und Reimar Molitor 
ie Ausrichtung der Land- und Er-

nährungswirtschaft am Leitbild der Nachhaltigen 
Entwicklung ist mittlerweile in Politik, Gesellschaft, 
Wissenschaft und Wirtschaft fast unumstritten. Auf 
verschiedenen räumlichen Ebenen (global, EU, 
Bund, Regionen) setzen die Akteure zur Umsetzung 
an. Über den kleinsten gemeinsamen Nenner 
Nachhaltigkeit hinaus zeigen sich allerdings erheb-
liche Unterschiede. In Abhängigkeit von Ausgangs-
bedingungen und spezifischen Interessen der Ak-
teure weichen die Definitionen von Nachhaltigkeit, 
die Formulierung von Aufgabenschwerpunkten 
und Zielen und sowie die Umsetzungsbemühungen 
deutlich voneinander ab.
Im globalen Kontext hat die Land- und Ernäh-
rungswirtschaft weiterhin eine große sozioöko-
nomische Bedeutung. Dementsprechend werden 
bei der laufenden Verhandlungsrunde der Welt-
handelsorganisation (WTO), den EU-Beitrittsge-
sprächen oder im Agenda 21-Dokument der Rio-
Konferenz der nachhaltigen Steigerung der Nah-
rungsmittelproduktion und Verbesserung der 
Ernährungssituation ein hoher Stellenwert zuge-
billigt (1). Eng damit verbunden ist die Sicherung 
von Beschäftigung, betrieblichen Existenzen und 
Einkommen.
In der EU wird angesichts des anhaltenden wirt-
schaftlichen Bedeutungsverlustes die sogenannte 
Multifunktionalität der Landwirtschaft neu her-
ausgestellt. Neben der Sicherung einer qualitativ 
hochwertigen Nahrungsmittelversorgung wird 
dabei ihr Beitrag für den Umwelt- und Natur-
schutz, zur soziokulturellen Stabilisierung ländli-
cher Räume sowie zur Leistung spezifischer 
Dienstleistungen hervorgehoben. 
Die bundesdeutsche Debatte um Nachhaltigkeit in 
der Land- und Ernährungswirtschaft wird durch 
folgende Themenstellungen bestimmt: Integration 
von Umwelt- und Naturschutzaspekten, Bestim-
mung nachhaltiger Produktionsweisen, Auswahl 
von Agrar-Umweltindikatoren, Bedeutung des re-
gional-ökologischen Ansatzes, nachhaltiger Kon-
sum, Handlungsbedarf bei den politisch-rechtli-
chen Rahmenbedingungen, Übertragbarkeit von 
Praxiserfahrungen. Beispielsweise versucht im 
Rahmen einer kontroversen Diskussion die tradi-
tionelle landwirtschaftliche Interessenvertretung 

die vorherrschenden Bewirtschaftungsformen 
(„gute fachliche Praxis“) mit nachhaltigem Wirt-
schaften gleichzusetzen.

  Ziele nachhaltiger Land-  
und Ernährungswirtschaft

Fast 90 Prozent aller Nahrungsmittel werden im 
Rahmen eines mehrstufigen Absatzweges über 
das Ernährungsgewerbe, Gemeinschaftsverpfle-
gungseinrichtungen und den Lebensmittel-Einzel-
handel vermarktet. Dennoch spielt die Ernäh-
rungswirtschaft in der Nachhaltigkeitsdebatte nur 
eine untergeordnete Rolle. 
Für eine nachhaltige Nahrungsmittelverarbeitung 
und -vermarktung lassen sich als Ziele aufführen:
● Verringerung des Transportaufwandes,
● Senkung des Ressourcenverbrauches (vor al-
lem Wasser, Energie, Verpackung),
● Stärkung der lokalen/ regionalen Erfassung, 
Verarbeitung, Vermarktung und Entsorgung,
● Sicherstellung einer nachvollziehbaren Quali-
täts- und Herkunftssicherung,
● Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ 
hochwertigen Nahrungsmitteln,
● Angebot von fair gehandelten und ökologisch 
produzierten Nahrungsmitteln,
● Berücksichtigung von Verbraucherinteressen,
● Leistung eines Beitrages zur gesundheits- und 
umweltorientierten Ernährung (2).
Die erhöhte öffentliche Aufmerksamkeit für den 
landwirtschaftlichen Bereich lässt sich auf dessen 
spezifische Raumbindung und die damit einher-
gehende Abhängigkeit und Nutzung von natürli-
chen Ressourcen zurückführen. Neben den öko-
logischen Auswirkungen und Leistungen der 
Landwirtschaft rücken im Zuge der Nachhaltig-
keitsdebatte verstärkt ökonomische und soziale 
Fragestellungen in den Mittelpunkt. Zusammen-
gefasst lassen sich folgende Zielsetzungen und 
Schwerpunkte für eine nachhaltige Landwirtschaft 
herausfiltern:
● langfristige Sicherung der Nahrungsmittelver-
sorgung und -qualität,
● Schonung nicht erneuerbarer Ressourcen,
● effiziente Nutzung und Schutz der erneuerba-
ren Ressourcen,
● Erhaltung und Nutzung der biologischen Viel-
falt,
● artgerechte Tierhaltung,

● Sicherstellung der ökonomischen Existenzfä-
higkeit landwirtschaftlicher Betriebe,
● Förderung von ökologischen und sozialen 
Dienstleistungen,
● Aufrechterhaltung einer weitgehend flächen-
deckenden Landbewirtschaftung (3).
Zahlreiche Experten sehen diese Zielsetzungen 
am ehesten durch eine Land- und Ernährungs-
wirtschaft erfüllt, die sich an der Schließung re-
gionaler Wirtschafts- und Stoffkreisläufe und am 
ökologischen Landbau orientiert. 

 Wachsender Handlungsbedarf
Die dynamischen Veränderungen der wirtschaftli-
chen und politisch-rechtlichen Rahmenbedingun-
gen spielen sich in einem Spannungsfeld von Glo-
balisierungs- und Re gio nalisierungs tendenzen ab. 
Auf der einen Seite kommt es durch die Handelsli-
beralisierung zu einem Angebots- und Preisdruck, 
auf der anderen Seite ergeben sich aufgrund der 
Aufwertung der regionalen Ebene neue Entwick-
lungschancen. Gleichzeitig steigen die Anforderun-
gen der Gesellschaft an eine nachhaltige Wirt-
schaftsweise. 
Die voranschreitende Liberalisierung des Welt-
agrarhandels wird in diesem Zusammenhang 
erhebliche Auswirkungen auf die künftige Gestal-
tung der EU-Agrarpolitik und den agrarstruktu-
rellen Wandel haben. Als weltgrößter Agrar - 
exporteur (Marktanteil 38 Prozent) mit einem 
Anteil von 90 Prozent der global gezahlten Ex-
portsubventionen steht vor allem die EU bei der 
neuen WTO-Runde unter Handlungsdruck. Zur 
Disposition steht das Grundgerüst der gemeinsa-
men Agrarpolitik, bei der bislang Preissenkungen 
durch flächengebundene direkte Einkommens-
übertragungen kompensiert werden. Diese Maß-
nahmen dürften allerdings in der WTO kaum als 
GATT-konform („green-box-fähig“) eingestuft 
werden. Stattdessen sieht sich die EU mit Forde-
rungen nach einer Reduzierung der Exportsub-
ventionen, einer stärkeren Öffnung ihrer Märkte 
und weiteren Preissenkungen ohne Ausgleichslei-
stungen konfrontiert. Eine Lösung könnte die 
Verknüpfung staatlicher Zahlungen mit definier-
ten Umweltleistungen sein. Dies würde auch 
einen wichtigen Schritt zur Umsetzung einer 
nachhaltigen Entwicklung beinhalten. Die Chance 
zur Einführung einer solchen Maßnahme wurde 
allerdings von der EU beim Reformpaket Agenda 
2000 nicht genutzt.
Die anstehende Osterweiterung der EU erfordert 
gleichfalls eine umfassende Veränderung der 
Agrarpolitik in den Bereichen Marktordnung und 
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Strukturpolitik. Die vorrangig am Ziel der Pro-
duktivitätssteigerung orientierte EU-Agrarpolitik 
und Landbewirtschaftung führte bislang zu einer 
regionalen und betrieblichen Intensivierung, 
Spezialisierung und Rationalisierung. Die damit 
verbundenen Beeinträchtigungen der natürlichen 
Ressourcen sind vielfach untersucht und mittler-
weile unbestritten. Obwohl sich die EU im Vertrag 
von Amsterdam und bei der Agenda 2000 zur 
Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung ver-
pflichtet hat, ist bislang eine grundlegend neue 
Ausrichtung der Agrarpolitik ausgeblieben.

 Wie geht es weiter?
Die Liberalisierung des Weltagrarhandels, die 
EU-Osterweiterung und die aktuelle EU-Agrar-
politik wird zu einer Beschleunigung des Struk-
turwandels führen. Insbesondere aus standort-
bedingt benachteiligten Regionen wird sich die 
landwirtschaftliche Erzeugung weiter zurückzie-
hen. Dieser Entwicklungstrend lässt sich seit 
geraumer Zeit in kleinbetrieblich strukturierten 
Regionen Süddeutschlands, in Mittelgebirgsla-
gen oder in Teilregionen Ostdeutschlands beo-
bachten. Die wachsende Aufspaltung der Kultur-
landschaft in intensiv bewirtschaftete und in 
brachfallende Flächen und Regionen wirft hier 
bereits erhebliche soziokulturelle, ökologische 
und wirtschaftliche Probleme auf.
Um diesem Entwicklungsprozess entgegenwirken 
zu können, bedarf es innovativer und regional 
angepasster Entwicklungskonzepte und Maßnah-
men. Von den Betroffenen vor Ort wird zuneh-
mend das Konzept der Nachhaltigkeit aufgegrif-
fen, um neue Entwicklungschancen für die Land- 
und Er nährungswirtschaft und damit für ihre 
Region zu erarbeiten. Im Rahmen von integrier-
ten Entwicklungskonzepten stehen neben der 
Stärkung der regionalen Wirtschaft auch soziale 
und ökologische Aspekte im Vordergrund. Mit 
der Forcierung der Direkt- und Regionalver-
marktung, die mit einer umweltverträglichen und 
tierartgerechten Produktion sowie spezifischen 
Dienstleistungen verknüpft wird, eröffnen sich 
neue Entwicklungsperspektiven.
Die bisher aufgearbeiteten regionalen Ansätze 
und Umsetzungsschritte erweisen sich nicht nur 
für den ländlichen Raum als beispielgebend. 
Verstärkt nehmen sich auch Akteure im Stadt-
Umland-Geflecht und in Ballungsräumen dieser 
Thematik an. 
Für eine erfolgreiche Umsetzung einer nachhalti-
gen Land- und Ernährungswirtschaft stellt die 
regionale Ebene derzeit die Arena. Die Erfahrun-

gen sind allerdings nur begrenzt übertragbar. 
Eine wirklich umfassende nachhaltige Entwick-
lung kann nur gelingen, wenn von den Akteuren 
auf allen politisch-administrativen, wirtschaftli-
chen und räumlichen Ebenen Veränderungspro-
zesse eingeleitet werden. Ein zentraler Schritt 
hierfür wäre die grundlegende Überarbeitung 
der bislang eher hemmend wirkenden politisch-
rechtlichen Rahmenbedingungen.

 Die Beiträge im Einzelnen
Die Beiträge des Schwerpunktes spannen den 
Bogen zwischen den übergreifenden Rahmenbe-
dingungen einer nachhaltigen Land- und Ernäh-
rungswirtschaft und der konkreten Ausgestaltung 
vor Ort. Während Siegfried Bauer und Guido 
Nischwitz die politisch-rechtlichen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen beleuchten, 
bewertet Bernhard Burdick den Weg in Richtung 
Nachhaltigkeit seit der Veröffentlichung der Stu-
die „Zukunftsfähiges Deutschland“. Ein konkre-
tes Konfliktfeld im Verhältnis von Landwirtschaft 
und Naturschutz behandelt Jens-Peter Abresch. 
Die Beiträge von Reimar Molitor sowie Anke 
Witzel und Martin Tischer beschäftigen sich aus 
unterschiedlichen Blickwinkeln mit den Erfah-
rungen auf der regionalen Ebene. Spezifische 
Ausgangsbedingungen, Chancen und Probleme 
einer Landwirtschaft in Großstadtnähe stehen 
schließlich im Mittelpunkt des Artikels von Tho-
mas Fiebig.
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